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Die Bundesregierung hat die Novelle zur 

Energieeinsparverordnung (EnEV) unter Ein-

beziehung der vom Bundesrat gewünschten 

Änderungen am 16. Oktober 2013 beschlos-

sen. Mit Verkündung der Zweiten Verordnung 

zur Änderung der Energieeinsparverordnung 

vom 18. November 2013 im Bundesgesetz-

blatt (BGBl. I, Nr. 67, vom 21. November 

2013, S. 3951) trat die neue Verordnung nach 

einer Übergangsfrist am 1. Mai 2014 in Kraft. 

Bis zu diesem Zeitpunkt galten die Regelun-

gen der Energieeinsparverordnung vom 29. 

April 2009.

Wesentliche Änderungen sind dazugekom-

men beim Energieausweis, der Staffelung des 

Primärenergiefaktors, bei den Anforderungen 

an den Jahres-Primärenergiebedarf und an die 

Gebäudehülle. Die meisten Änderungen kom-

men allerdings erst in einer 2. Stufe der Anhe-

bung ab Anfang 2016 zum Tragen.

Die DIN-Norm zur Berechnung des Energie-

bedarfs von Gebäuden (DIN V 18599) wurde 

2011 erneuert. Während sich die EnEV 2009 

noch auf die Ausgabe von 2007 bezieht, sind 

die Verweise der neuen Energieeinsparverord-

nung nun auf die Ausgabe DIN V 18599:2011-

12 und auf mehrere Berichtigungen der Norm 

aus Mai 2013 bezogen. Ähnliches gilt für die 

Richtlinie für die Anforderungen an die um-

Einleitung

weltgerechte Gestaltung energiebetriebener 

Produkte. Die Richtlinie 2005/32/EG wurde 

2008 geändert und trägt jetzt die Abkürzung 

2008/28/EG. Der Nachweis nach DIN 4701-10 

behält weiterhin Gültigkeit.

Wichtige Änderungen und sehr umfassen-

de Ergänzungen fokussieren sich auf das 

Thema Energieausweise, deren Prüfbarkeit 

anhand von Registriernummern sowie Stich-

proben zur Kontrolle der Angaben in den 

Energieausweisen. 

Mit der neuen EnEV 2014 fallen nunmehr 

auch alle Nutzflächen, die öffentlich genutzt 

werden, unabhängig davon, ob diese mehr 

als vier Monate gekühlt oder beheizt werden, 

unter diese Verordnung. Sonderregelungen 

gelten für Gebäude die nicht regelmäßig ge-

heizt, gekühlt, oder genutzt werden (z.B. Fe-

rienhäuser), die nur für kurze Dauer errichtet 

werden (z. B. Zelte und Traglufthallen) oder 

für spezielle Nutzungen wie Ställe, Gewächs-

häuser, oder erdüberdeckte Bauten.

Die Verschärfungen bezüglich der Bauteilan-

forderungen um 20 Prozent und bezüglich des 

Jahres-Primärenergiebedarfs um 25 Prozent 

gelten ab Anfang 2016 für alle Neubauten.
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Allgemeine Änderungen der EnEV 2014

Politische Rahmenbedingungen

Ebenso findet Erwähnung, dass neben den 

Festlegungen in dieser Verordnung das Ener-

giesparziel auch mit anderen Instrumenten, 

insbesondere mit einer Modernisierungsoffen-

sive für Gebäude in der Förderpolitik und ei-

nem Sanierungsfahrplan erreicht werden soll.

Im § 1 der neuen EnEV 2014 ist zu lesen: 

„Im Rahmen der dafür noch festzulegenden 

Anforderungen an die Gesamtenergieeffizi-

enz von Niedrigstenergiegebäuden wird die 

Bundesregierung in diesem Zusammenhang 

auch eine grundlegende Vereinfachung und 

Zusammenführung der Instrumente, die die 

Energieeinsparung und die Nutzung erneu-

erbarer Energien in Gebäuden regeln, an-

streben, um dadurch die energetische und 

ökonomische Optimierung von Gebäuden zu 

erleichtern.“ Dies lässt sich auch aus weite-

ren Formulierungen der Verordnung ableiten, 

die zwar keine wesentlichen Änderungen 

zum Ausdruck bringen, aber doch die Wich-

tigkeit und den Stellenwert der Energieein-

sparverordnung untermauern. Nicht zuletzt 

dadurch, dass Handlungsspielräume für in 

diesem Sinne weitere Handlungsmaßnah-

men eröffnet werden, auch wenn diese in 

der EnEV nicht explizit erläutert werden.

In der Energieeinsparverordnung werden 

nach Ihrer Zweckbestimmung Gebäude be-

handelt, die überwiegend dem Wohnen die-

nen, einschließlich Wohn- Alten- und Pflege-

heimen sowie ähnlichen Einrichtungen und 

Nichtwohngebäude. Dementsprechend wird 

die neue EnEV dahingehend ergänzt, dass 

sie auch mit starkem Publikumsverkehr öf-

fentlich zugängliche Nutzflächen, die wäh-

rend ihren Öffnungszeiten von einer großen 

Zahl von Menschen aufgesucht werden, nun 

miteinbezieht. Solche Flächen können sich 

insbesondere in öffentlichen oder privaten 

Einrichtungen befinden, die für gewerbliche, 

freiberufliche, kulturelle, soziale oder behörd-

liche Zwecke genutzt werden. 

Vom Anwendungsbereich wurden Wohnge-

bäude ausgenommen, die für eine begrenz-

te jährliche Nutzungsdauer bestimmt sind, 

wenn der zu erwartende Energieverbrauch 

der Wohngebäude weniger als 25 Prozent 

des zu erwartenden Energieverbrauchs bei 

ganzjähriger Nutzung beträgt. Das bedeutet 

eine Freistellung von Gebäuden, die zwar 

mehr als vier Monate im Jahr genutzt wer-

den, aber einen geringen Energieverbrauch 

haben. Freilich muss dieser erst durch eine 

energetische Bewertung (Energieberatung) 

festgestellt und nachgewiesen werden.



5

Modellberechnungsverfahren

Die Modellberechnungen für die verschie-

denen Ausstattungsvarianten sind in der 

Energieeinsparverordnung weiterhin nicht 

aufgeführt, sondern sollen nach dem Inkraft-

treten der Verordnung in einer amtlichen Be-

kanntmachung des BMVBS und des BMWi 

verkündet werden. Durch den neuen Res-

sortzuschnitt in der 18. Legislaturperiode 

wird die Zuständigkeit für die Bekanntma-

chung voraussichtlich im BMUB und dem 

BMWi angesiedelt. Dies betrifft den Planer 

bzw. Aussteller des Energieausweises hin-

sichtlich der Nachweisführung im Sinne der 

Anforderungen an Wohn- und Nichtwohnge-

bäude. 

Während die bestehende EnEV 2009 sich zur 

Berechnung des Energiebedarfs noch auf die 

Fassung der DIN V 18599 von 2007 beruft, 

gilt in der neuen EnEV 2014 selbstredend die 

aktuelle Fassung von 2011. 

Das Referenzgebäude-Verfahren bleibt un-

verändert gegenüber der alten EnEV und das 

Nachweisverfahren zur energetischen Be-

wertung und Berechnung ist auf Grundlage 

der DIN 4108-6 / DIN 4701-10 und nach DIN 

V 18599 (2011-12) möglich. Neue Vorgaben 

zur Präzisierung des sommerlichen Wärme-

schutzes wurden anhand der neuen DIN 

4108-2 eingeführt, der ohnehin aus bekann-

ten Gründen (Baustoffe, Anzahl elektrischer 

Geräte, usw.) immer mehr an Bedeutung 

gewinnt, was in der Praxis aber auch die in-

ternen Wärmegewinne betrifft. Dementspre-

chend wird auch der Energieaufwand für 

Kühlung weiter an Bedeutung gewinnen.

Tendenz zur Kühlung  
und Klimatisierung

Die Kühlung von Gebäuden wird weiter in 

der Energieeinsparverordnung verankert, was 

sich u.a. auch in der Inspektionspflicht von Kli-

maanlagen niederschlägt, da diese in Belan-

gen der Energieeffizienz besonders zu prüfen 

sind. Also werden Klimaanlagen oder anlagen-

technische Ausstattungen zur effizienten An-

kühlung und Entfeuchtung, auch in Wohnge-

bäuden wohl in Zukunft eine größere Rolle 

spielen. An dieser Stelle ist auch darauf hinzu-

weisen, dass der bisherige Referenzstandort 

Würzburg durch Potsdam ersetzt wurde, wo 

es im Jahresmittel mehr als ein halbes Grad 

wärmer ist. Allgemein ist davon auszuge-

hen, dass der berechnete Nutzenergiebedarf 

für Heizung abnimmt. Demgegenüber wird 

der Kühlenergiebedarf aufgrund der höheren 

durchschnittlichen Luftfeuchte steigen. 

Die energetische Inspektion von Klimaan-

lagen wird weiterhin ab einer Kälteleistung 

von 12.000 Watt vorgeschrieben. Neu ist die 

Verpflichtung zur Erstellung eines schriftli-

chen Inspektionsberichts „mit den Ergebnis-

sen der Inspektion und Ratschlägen in Form 

von kurz gefassten fachlichen Hinweisen für 

Maßnahmen zur kosteneffizienten Verbes-
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serung der energetischen Eigenschaften der 

Anlage, für deren Austausch oder für Alterna-

tivlösungen.“ Die inspizierende Person muss 

den Inspektionsbericht unter Angabe des 

Namens, ihrer Anschrift und Berufsbezeich-

nung sowie des Datums der Inspektion und 

des Ausstellungsdatums unterschreiben und 

dem Betreiber übergeben. 

Auch der Inspektionsbericht verlangt die Ein-

tragung einer Registernummer durch die ins-

pizierende Person und unterliegt somit auch 

der Überprüfung.

Neuerungen des Primärenergiebedarfs 
und -faktors

Die Anforderungen des Jahres-Primärener-

giebedarfs werden im Neubau zum 1. Januar 

2016 um 25 Prozent verschärft. Dabei ist es 

besonders interessant, dass der Primärener-

giefaktor für Strom bereits zum 1. Mai 2014 

von 2,6 auf 2,4 und in einer zweiten Stufe 

zum 1. Januar 2016 auf 1,8 gesenkt wird.

Anrechnung von Strom  
aus erneuerbaren Energien

Die Anrechnung von erneuerbarem Strom ba-

siert weiterhin auf dem Monatsverfahren und 

wird dahingehend konkretisiert, dass eine Be-

stimmung eingefügt wurde, die festlegt, nach 

welcher Norm die monatliche Erzeugung ver-

schiedener Energieträger aus erneuerbaren 

Energien zur Anrechnung berechnet werden 

müssen. Konkretisiert wird im § 5 Absatz 2, 

dass der dezentral aus erneuerbaren Energi-

en selbst erzeugte Strom, unmittelbar nach 

der Erzeugung oder nach vorübergehender 

Speicherung selbst genutzt wird.

In der Anrechenbarkeit von Strom aus er-

neuerbaren Energien, wurde der Absatz 2 

ergänzt, welcher sowohl für Nichtwohnge-

bäude, als auch für Wohngebäude den Strom-

bedarf in der Bestimmung als Monatswert 

verlangt. Demgegenüber ist der monatliche 

Ertrag der Anlage zur Nutzung erneuerbarer 

Energien nach DIN V 18599-9: 2011-12 (inkl. 

Berichtigung 1: 2013-05) zu ermitteln. Bei 

Photovoltaikanlagen sind die monatlichen So-

larerträge (Stromerträge) unter Verwendung 

der mittleren monatlichen Strahlungsinten-

sität der neuen Referenzklimazone Potsdam 
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(anstelle von Würzburg) sowie den Standard-

werten zur Ermittlung der Nenn-Leistung des 

PV-Moduls darzustellen. Eine gebäudespezi-

fische Solarsimulation kann dieses Prozedere 

sicherlich konkretisieren bzw. begleiten. Glei-

ches gilt freilich für die Erzeugung erneuerba-

ren Stroms aus Windkraft unter Verwendung 

der mittleren monatlichen Windgeschwindig-

keiten der Referenzklimazone Potsdam.

Bei Strom, der durch Kraft-Wärme-Kopplung 

erzeugt und nicht zur eigenen Nutzung ver-

Energieeffizienz von Gebäuden

Die Energieeffizienz von Gebäuden wird ei-

nerseits durch die energetische Qualität der 

Umschließungsflächen (thermische Hülle) 

und durch die Anlagentechnik definiert. So-

mit handelt es sich um ein Tandem in Sachen 

Energieeffizienz, welches erlaubt, Defizite 

auf der einen Seite durch Optimierung auf 

der anderen Seite auszugleichen. 

Die beiden dafür wichtigen Stellgrößen sind 

der Jahres-Primärenergiebedarf (Anlagen-

technik) und der Transmissionswärmeverlust 

(thermische Hülle).

wendet, sondern eingespeist wird, gilt für 

den Primärenergiefaktor der sogenannte Ver-

drängungsmix. Dieser sinkt ab 1. Mai 2014 

von 3,0 auf 2,8 und behält diesen Wert auch 

nach der Verschärfung ab 2016 bei. 

Die Solarthermischen Gewinne werden wei-

terhin von den Anteilen an den Endenergie-

bedarfen abgezogen.
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Jahres-Primärenergiebedarf

Der Jahres-Primärenergiebedarf bezieht sich 

auf den Energiebedarf für Raumheizung, 

Warmwasserbereitung, Lüftung und Klima, 

der den Wert des Jahres-Primärenergiebe-

darfs des durch die Energieeinsparverord-

nung definierten Referenzgebäudes nicht 

überschreiten darf. Für die Berechnung des 

Primärenergiebedarfs ist der Primärenergie-

faktor maßgebend, der für manche Energie-

träger direkt in der EnEV, für manche in der 

DIN V 18599:2011-12 definiert ist. 

Der Primärenergiefaktor für Strom wird auf-

grund des stetig ansteigenden Anteils erneu-

erbarer Energien im deutschen Strommix 

zum 1. Mai 2014 auf 2,4 und zum 1. Janu-

ar 2016 auf 1,8 reduziert. Selbst erzeugter 

Strom aus erneuerbaren Energien wird in der 

Energiebilanz angerechnet, sofern dieser un-

mittelbar verbraucht oder gespeichert wird.

Mindestluftwechsel und  
Gebäudedichtheit

Die Luftdichtigkeit bildet entsprechend der 

thermischen Hülle einen zentralen Baustein, 

der einmal mehr untermauert wird. In Ab-

satz 2 von § 6 verlangt die EnEV einen er-

forderlichen Mindest-Luftwechsel, der „zum 

Zwecke der Gesundheit und der Beheizung 

sichergestellt ist“. Für eine entsprechende 

Nachströmung der Luft ist zu sorgen. In der 

Anlage 4 werden dazu maximale Volumen-

ströme festgelegt, die bei einer Druckdiffe-

renz zwischen innen und aussen von 50 Pa 

(n50-Werte) zu ermitteln sind. Bei den maxi-

malen n50-Werten wird weiterhin zwischen 

Gebäuden mit raumlufttechnischen Anlagen 

und Gebäuden ohne raumlufttechnischen 

Anlagen unterschieden. Der maximal zulässi-

ge n50-Wert zur Nachweisführung der Luft-

dichtigkeit gemäß § 6 Absatz 1 verweist auf 

die DIN EN 13829: 2001-02 und das dort be-

schriebene Verfahren B. Es dürfen folgende 

Volumenströme – bezogen auf das beheizte 

oder gekühlte Luftvolumen – nicht überschrit-

ten werden:

•	 bei Gebäuden ohne raumlufttechnische 		

	 Anlagen	 3,0 h-1

•	 bei Gebäuden mit raumlufttechnische 

	 Anlagen	 1,5 h-1

Bei besonders großen Gebäuden, deren Luft-

volumen 1.500 m3 übersteigt, wird der Grenz-

wert auf die Außenhüllfläche bezogen und 

darf folgende Werte nicht übersteigen:

•	 bei Gebäuden ohne raumlufttechnische 		

	 Anlagen	 4,5 m ∙ h-1

•	 bei Gebäuden mit raumlufttechnische 

	 Anlagen	 2,5 m ∙ h-1

Auch nach dieser Fortschreibung der EnEV 

wird die Raumlufttechnik weiter Einzug in die 

Gebäude halten, nicht zuletzt, da erfahrungs-

gemäß besonders neue Gebäude dichter ge-

baut werden, als oft angenommen wird.
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Änderung, Erweiterung  
und Ausbau von Gebäuden

Die Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Wer-

te) für die Änderung, Erweiterung oder den 

Ausbau von Nichtwohngebäuden haben sich 

nicht verändert. 

Nur wenn keine Kennwerte für Bauteile bei 

Änderung und Erweiterung von Gebäuden 

um beheizte oder gekühlte Räume bekannt 

sind oder vorliegen, können gesicherte Er-

fahrungswerte für diese Bauteile verwendet 

werden. Hinzugekommen ist eine Regelung 

bezüglich einer Nutzfläche, die 50 m² über-

schreitet. Für diesen Fall sind die Anforderun-

gen an den sommerlichen Wärmeschutz zu 

beachten. Wird darüber hinaus in diesen Fäl-

len ein eigener Wärmeerzeuger eingebaut, 

muss diese Erweiterung den Anforderungen 

gemäß § 3 oder § 4 EnEV entsprechen. Es ist 

eine Berechnung durchzuführen.

Sofern eine Bilanzierung für den neuen Ge-

bäudeteil durchgeführt werden muss, sind 

die Höchstwerte des Transmissionswärme-

verlusts für Wohngebäude bzw. Nichtwohn-

gebäude zu beachten (je nachdem, welcher 

Gebäudetyp vorliegt). Der ermittelte Jahres-

Primärenergiebedarf des Referenzgebäudes 

muss für neue Wohngebäude ab dem 1. Ja-

nuar 2016 mit dem Faktor 0,75 multipliziert 

werden. Die Verschärfung der primärenerge-

tischen Anforderungen um 25 Prozent gilt ab 

den 01. Januar 2016 somit für neu zu errich-

tende Wohngebäude.

Luftdichtigkeit und Lüftungskonzept

Die Erstellung eines Lüftungskonzeptes – ge-

rade im Zuge einer Sanierung – bringt hinsicht-

lich der Wärmerückgewinnungspotenziale 

nicht bloß energetische Vorteile. Gerade im 

Hinblick auf eine Lüftung zum Feuchteschutz, 

sind ventilatorgestützte Lüftungssysteme 

meist notwendig. Auch wenn das Lüftungs-

konzept noch nicht per se in der EnEV ge-

fordert wird, sind die Notwendigkeit und die 

energetischen Vorteile eines solchen Konzep-

tes Grundlage der energetischen Optimierung 

von Gebäuden. Zudem verbessern ventilator-

gestützte Lüftungssysteme die Raumluftqua-

lität für die Bewohner bzw. Nutzer. 
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Nachrüstung bei Anlagen  
und Gebäuden

Die Bestimmungen für alte Heizkessel ha-

ben sich verschärft. Hinzugekommen ist ein 

Verbot ab 2015 für Heizkessel, die vor 1985 

eingebaut worden sind. Auch gilt für alle neu-

eren Heizkessel, dass diese nur eine Laufzeit 

von 30 Jahren erreichen dürfen. Ausnahmen 

gelten für Niedertemperaturkessel, Brenn-

wertkessel und selbstgenutzte Ein- und 

Zweifamilienhäuser.

Bei einer Zwischensparrendämmung, die 

durch innenseitige Bekleidung begrenzt wird, 

gelten die Anforderungen bereits als erfüllt, 

wenn die höchstmögliche Dämmschichtdi-

cke eingebaut wird. Falls eine Hohlraumdäm-

mung oder eine Dämmung aus nachwach-

senden Rohstoffen durchgeführt wird, gilt 

nicht der Mindestwert der Wärmeleitfähigkeit 

von 0,035 W/(mK), sondern der Mindestwert 

von 0,045 (W/mK). Diese Anforderungen sind 

in Anlage 3 Nr. 4 neu hinzugekommen und 

zeigen eine nachhaltige Entwicklung in den 

Auswahlkriterien von Baustoffen.

Die Verpflichtung zur Ausserbetriebnahme 

von elektrischen Speicherheizsystemen wur-

de ersatzlos gestrichen. Dies gilt bereits seit 

Juli 2013.

Aufrechterhaltung der  
energetischen Qualität

Änderungen von Außenbauteilen innerhalb 

der thermischen Hülle, also auch Fenster 

und Türen, die zu einer Verschlechterung der 

energetischen Qualität des Gebäudes führen, 

dürfen nur dann ausgeführt werden, wenn 

die Fläche der geänderten Bauteile kleiner als 

10 Prozent der jeweiligen gesamten Gebäu-

debauteilfläche ist.
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Anlagentechnik

In der Anlagentechnik wurden diverse Verfei-

nerungen und Regularien bestimmt, sowie 

konkrete Austauschfristen für Wärmeerzeu-

ger festgelegt. Dies betrifft aber nur „Heiz-

kessel“. – Für Wärmepumpe gelten keine 

Austauschfristen.

Heizkessel

Eigentümer von Gebäuden dürfen Heiz-

kessel, die mit flüssigen oder gasförmigen 

Brennstoffen beschickt werden und vor dem 

1. Januar 1985 eingebaut oder aufgestellt 

worden sind, ab 2015 nicht mehr betreiben. 

Heizkessel, die nach dem 1. Januar 1985 ein-

gebaut wurden dürfen nach Ablauf von 30 

Jahren nicht mehr betrieben werden.

Inspektion von Klimaanlagen

Der energetischen Inspektion von Klimaan-

lagen muss von nun an ein schriftlicher Ins-

pektionsbericht folgen, welcher über die Er-

gebnisse der Inspektion berichtet und in Form 

von kurz gefassten Ratschläge mit fachlichen 

Hinweisen für Maßnahmen zur kosteneffizi-

enten Verbesserungen der energetischen Ei-

genschaften der Anlage, für deren Austausch 

oder für Alternativlösungen informiert. Vor 

Übergabe des Inspektionsberichts an den 

Betreiber, muss die inspizierende Person die 

zuvor beantragte Registriernummer angeben.

Verteilungseinrichtungen  
und Warmwasseranlagen

Temperaturregler müssen nicht bei Fußbo-

denheizungen in Räumen mit weniger als  

6 m² eingebaut werden. Außerdem müssen 

Fußbodenheizungen, die vor dem 01. Februar 

2002 eingebaut worden sind, nicht mit Tem-

peraturreglern ausgestattet werden, sondern 

nur mit einer Einrichtung zur raumweisen An-

passung der Wärmeleistung an die Heizlast. 

Die Regelungen über die Temperaturregler 

wurden also bezüglich der Fußbodenheizun-

gen in einigen Punkten entschärft.

Es dürfen nur noch Hocheffizienzpumpen in 

Verkehr gebracht werden, die eine selbsttäti-

ge Leitungsanpassung aufweisen. Dies wur-

de bereits in der Ökodesign-Richtlinie (EU-

Verordnung) festgelegt und gilt seit dem 01. 

Januar 2013.
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Energieausweis

In den Grundsätzen des Energieausweises 

wurde die Angabe des Ausstellungsdatums 

auf den Energieausweisen neu eingeführt. 

Dabei muss es sich um das Datum der An-

tragstellung auf eine Registriernummer han-

deln. Weiterhin beinhaltet die neue EnEV 

Bestimmungen bezüglich der Registriernum-

mer, deren Paragraphen vollständig neu ein-

gefügt wurden. Diese Angaben spielen vor 

allem für die ausstellende Person eine Rolle 

und unterstreichen weiter die Bedeutung des 

Energieausweises.

Energieausweis ist Pflicht

Ein Energieausweis muss nicht nur ausge-

stellt werden, sondern auch an den Bauher-

ren bzw. Eigentümer übergeben werden. Die 

Ausstellung und die Übergabe müssen unver-

züglich nach Fertigstellung des Gebäudes er-

folgen. Weiterhin muss der Energieausweis 

bei Gebäuden, die mit mehr als 500 m² Nutz-

fläche und starkem Publikumsverkehr, also 

vorwiegend öffentlich zugängliche Gebäude, 

an einer „für die Öffentlichkeit gut sichtbaren 

Stelle“ ausgehängt werden. 

Bei der Übergabe eines Gebäudes muss der 

Energieausweis dem Käufer spätestens bei 

der Besichtigung vorgelegt werden und nicht 

mehr nur nach Verlangen seitens des Käufers. 

Nach Abschluss des Kauf- oder Mietvertrags 

muss der Energieausweis oder eine Kopie an 

den neuen Eigentümer/Mieter/Pächter/Lea-

singnehmer übergeben werden.

Aushangpflicht für öffentliche Gebäude

Für öffentlich zugängliche Gebäude (mit be-

hördlicher Nutzung) wurden die Regelungen 

der Erstellung und Kenntlichmachung der 

Energieausweise verschärft. Nun müssen 

bereits Gebäude mit mehr als 500 m² Nutz-

fläche (vorher mehr als 1.000 m²) Energieaus-

weise besitzen, die gut sichtbar am Gebäude 

angebracht sind. Ab dem 08. Juli 2015 gilt 

dies auch für Gebäude mit mehr als 250 m². 

Gegebenenfalls muss dafür ein Energieaus-

weis erstellt werden. Falls das Gebäude nicht 

vom Eigentümer genutzt wird, ist der Nutzer 

verpflichtet, den Energieausweis erkenntlich 

anzubringen. Für alle anderen Gebäude mit 

mehr als 500 m² Nutzfläche und starkem 

Publikumsverkehr muss ein Ausweis ausge-

hängt werden, wenn dieser bereits vorliegt. 

Er muss nicht dafür erstellt werden.

Grundsätzlich gilt das Energieausweise ent-

weder auf Grundlage des Energiebedarfs 

(Energiebedarfsausweis), oder des Ener-

gieverbrauchs (Energieverbrauchsausweis) 

ausgestellt werden. Die Angabe von beiden 

Werten ist ebenso zulässig. Der Primär-
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energieverbrauch wird auf Grundlage des 

Endenergieverbrauchs, des Energieträgers 

und des jeweiligen Primärenergiefaktors 

berechnet. Der Energieausweis für kleine 

Wohngebäude bis vier Wohneinheiten muss 

weiterhin auf Grundlage des Energiebedarfs 

ermittelt werden.

Bei Wohngebäuden ist der Endenergiever-

brauch für Heizung und Warmwasserberei-

tung zu ermitteln und in Kilowattstunden pro 

Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche 

anzugeben. 

Die Energieeinsparverordnung verlangt spätes-

tens bei Besichtigung eines zum Verkauf ste-

henden Gebäudes das unaufgeforderte Vorzei-

gen und Aushändigen des Energieausweises. 

Wenn keine Besichtigung anfällt ist der Ener-

gieausweis in Kopie auszuhändigen. Also wird 

hiermit der Energieausweis fester Bestandteil 

der Gebäude-Bewerbung und -Vermittlung.

Ausstellung auf der Grundlage  
des Energiebedarfs

Wenn ein Wohngebäude nach dem Modell

berechnungsverfahren bilanziert wird, müssen 

die verwendeten Kennwerte im Energieaus-

weis angegeben werden, die in den Bekannt-

machungen festgelegt sind. Es müssen die 

Randbedingungen der Bekanntmachungen 

verwendet werden.

Ausstellung auf der Grundlage  
des Energieverbrauchs

Falls keine energetischen Kennwerte für die 

bestehenden Bauteile vorliegen, können Er-

fahrungswerte von vergleichbaren Bauteilen 

verwendet werden. Dadurch lässt sich die 

Datenerhebung vereinfachen.

Wenn der Energieverbrauch von Warmwas-

ser nicht bekannt ist, wird der Endenergie-

verbrauch pauschal um 20 kWh pro Jahr und 

Quadratmeter erhöht. Bei Gebäuden mit 

Klimaanlage wird der Endenergieverbrauch 

pauschal um 6 kWh pro Jahr und Quadrat-

meter erhöht.

Empfehlungen für die Verbesserung  
der Energieeffizienz

Die Anlage für die Modernisierungsempfehlun-

gen wurde aus der Energieeinsparverordnung 

genommen und in den Energieausweis integ-

riert. Das heißt: die Modernisierungsempfeh-

lungen sind als Anlage des Energieausweises 

verbindlich aufzuführen und darzustellen.

Ausstellung und Verwendung  
von Energieausweisen

Es muss nicht nur ein Energieausweis aus-

gestellt, sondern auch an den Bauherrn bzw. 

Eigentümer des Gebäudes übergeben wer-

den, um Missverständnisse zu vermeiden. 

Ein Energieausweis muss ebenso ausgestellt 

und übergeben werden, wenn bei einer Än-
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Beispiel: Energieausweis für Wohngebäude 
(s. Anhang 1 auf Seite 30)

Beispiel: Aushang Energieverbrauchsausweis
(s. Anhang 3 auf Seite 41)

Beispiel: Energieausweis für Nichtwohngebäude
(s. Anhang 2 auf Seite 36)

Beispiel: Aushang Energieverbrauchsausweis
(s. Anhang 4 auf Seite 41)
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derung oder Erweiterung der Jahres-Primär-

energiebedarf des gesamten Gebäudes be-

rechnet wurde. 

Einführung von Energieeffizienzklassen 
für Wohngebäude

Neue Energieausweise für Wohngebäude ent-

halten neben den Angaben zur End-, zur Pri-

märenergie und zu dem bekannten Bandtacho 

künftig neun unterschiedliche Energieeffizienz-

klassen. Die Klassen beziehen sich dabei auf 

den jährlichen flächenspezifischen Endener-

giebedarf des Gebäudes oder der Wohnung. 

Die Klasseneinteilung beginnt mit A+ für be-

sonders energiesparende Gebäude (Endener-

giebedarf kleiner 30 kWh/m²*a) und endet bei 

H für wenig effiziente Gebäude (Endenergie-

bedarf größer 250 kWh/m²*a). Die ermittelte 

Energieeffizienzklasse muss bei Immobilienan-

zeigen oder Besichtigungen mitgeteilt werden.

Ausstellungsberechtigung für  
bestehende Gebäude

Unter anderem dürfen folgende Personenkrei-

se Energieausweise für Bestandsgebäude aus-

stellen: Personen mit berufsqualifizierendem 

Hochschulabschluss in den Fachrichtungen 

Architektur, Hochbau etc. oder einer anderen 

Energieeffizienzklasse A+  A  B C D E F G H

Endenergie (kWh/m² *a)     < 30 < 50 < 75 < 100 < 130 < 160 < 200 < 250 > 250

Energieeffizienzklassen des Energieausweises für Wohngebäude

technischen Fachrichtung mit entsprechen-

dem Ausbildungsschwerpunkt und ohne lan-

desrechtliche Bauvorlageberechtigung, die 

lediglich eine erfolgreiche Fortbildung im Be-

reich des energiesparenden Bauens gemäß 

den Anforderungen nach Anlage 11 (Energie-

beraterausbildung) absolviert haben.

In der EnEV 2009 dürfen diese Personen 

Energieausweise für bestehende Wohnge-

bäude einschließlich Modernisierungsemp-

fehlungen erstellen. Das hat sich nicht ge-

ändert, ist jedoch deutlicher hervorgehoben 

worden. Die Ausstellungsberechtigung ist 

auf bestehende Wohngebäude beschränkt, 

wenn die erfolgreich abgeschlossene Fortbil-

dung nur im Bereich der Wohngebäude ab-

solviert wurde und eben keine weitere Vor-

aussetzung erfüllt ist. 

Aufgaben des  
Bezirksschornsteinfegermeisters

Der Bezirksschornsteinfeger muss bevoll-

mächtigt sein. Er prüft im Rahmen der Feu-

erstättenschau, oder im Rahmen der bauord-

nungsrechtlichen Abnahme der Anlage (zur 

Aufrechterhaltung der energetischen Quali-

tät), ob die neu eingebaute heizungstechni-
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sche Anlage die energetische Qualität des 

Gebäudes verschlechtert. 

Falls dies der Fall ist, darf sie nicht eingebaut 

werden. Ob die Umwälzpumpen sich selbst-

tätig anpassen, muss nicht mehr überprüft 

werden. Dementsprechend erscheint die 

Einbeziehung des bevollmächtigten Bezirks-

schornsteinfegermeisters in jegliche Bau-

maßnahme sinnvoll. Dabei sollte er bereits 

vor Fertigstellung der geplanten Maßnahme 

einbezogen werden, um einen etwaigen 

Rückbau zu vermeiden.

Pflichtanzeigen für Immobilien

Völlig neu ist der § 16a „Pflichtanzeigen in 

Immobilienanzeigen“. Bei einem kommerzi-

ellen Verkauf über Immobilienanzeigen, hat 

der Verkäufer folgende Punkte zwingend an-

zugeben:

1.	�die Art des Energieausweises: Energiebe-

darfsausweis oder Energieverbrauchsaus-

weis im Sinne § 17 Absatz 1 Satz 1

2.	�den im Energieausweis genannten Wert 

des Endenergiebedarfs oder Endenergie-

verbrauchs für das Gebäude

3.	�die im Energieausweis genannten wesent-

lichen Energieträger für die Heizung des 

Gebäudes

4.	�bei Wohngebäuden das im Energieaus-

weis genannte Baujahr 

5.	�bei Wohngebäuden die im Energieausweis 

genannte Energieeffizienzklasse

Bei Nichtwohngebäuden ist bei Energiebe-

darfs- und Energieverbrauchsausweisen als 

Pflichtangabe nach Satz 1 Nummer 2 der End-

energiebedarf oder Endenergieverbrauch so-

wohl für Wärme, als auch für Strom jeweils 

getrennt aufzuführen. Dies gilt auch für Ver-

mieter, Verpächter und Leasinggeber bei ei-

ner Immobilienanzeige. Was die Grundsätze 

des Energieausweises angeht wurde lediglich 

die Angabe des Ausstellungsdatums verän-

dert, welches dasjenige der Antragsstellung 

hinsichtlich der Registriernummer sein muss. 
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Baujahr Gebäude

Wesentliche
Energieträger

Art des
Energieausweises

Effi zienzklassen

Energieausweis für Wohngebäude 

Endenergiebedarfswert 
(für das Gebäude)

Endenergieverbrauchs-
wert (für das Gebäude)
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Transparenz und Kontrolle

Die Bedeutung der Energieeinsparverord-

nung zeigt sich auch durch die Einführung 

von Registriernummern, Stichprobenkontrol-

len, das Auswertungsverfahren bis hin zur 

Informationspflicht (in Form von detaillierten 

Erfahrungsberichten) der Bundesländer ge-

genüber der Bundesregierung erstmals zum 

1. März 2017.

Registriernummern

Für das Beantragen von Registriernummern ist 

ein neues Verfahren geschaffen worden. Die 

Bestimmung, dass alle Energieausweise bzw. 

Inspektionsberichte eine Registriernummer 

aufweisen müssen, ist neu hinzugekommen.

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) 

wird diese Registriernummern bundesweit 

zentral vergeben und verwalten. Dazu wird das 

DIBt ein Internetportal einrichten, welches ab 

April 2014 zur Verfügung stehen wird. Mit In-

krafttreten der neuen Verordnung können Re-

gistriernummern beantragt werden. 

EnEV-Registrierstelle beim DIBt

Tel +49 (0) 30 90 26 999 

E-Mail: enev-registrierstelle@dibt.de 

Webseite: www.dibt.de

Stichprobenkontrollen von Energie
ausweisen und Inspektionsberichten 
über Klimaanlagen

Zur zielführenderen Kontrolle der Angaben 

auf Energieausweisen und Inspektionsbe-

richten werden von einer Kontrollstelle Stich-

proben durchgeführt. Sofern die Ausweise 

und Berichte den Test bestehen, werden per-

sonenbezogene Daten bei der Kontrollstelle 

unverzüglich gelöscht, andernfalls wird ein 

Bußgeldverfahren eingeleitet. 

Der Aussteller ist verpflichtet, dem Verlangen 

der Kontrollbehörde zu entsprechen. Aus-

drücklich vermerkt ist: Die Berichte dürfen 

keine personenbezogenen Daten enthalten.

Der Aussteller muss eine Kopie des Energie-

ausweises für zwei Jahre aufbewahren und auf 

Verlangen der Kontrollstelle vorlegen. Die Kont-

rollbehörde kann darüber hinaus die Registrier-

nummer, Gebäudeeingabedaten, Ergebnisse 

und Modernisierungsempfehlungen verlangen.

Die in einer Stichprobe gezogenen Energie-

ausweise werden von der Kontrollstelle auf 

der Grundlage der nachstehenden Optionen 

oder gleichwertigen Maßnahmen überprüft:

1.	�Validitätsprüfung der Eingabe-Gebäudeda-

ten, die zur Ausstellung des Energieaus-
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weises verwendet wurden, und der im 

Energieausweis angegebenen Ergebnisse.

2.	�Prüfung der Eingabe-Gebäudedaten und 

Überprüfung der im Energieausweis ange-

gebenen Ergebnisse einschließlich der ange-

gebenen Modernisierungsempfehlungen.

3.	�Vollständige Prüfung der Eingabe-Gebäu-

dedaten, die zur Ausstellung des Energie-

ausweises verwendet wurden, vollstän-

dige Überprüfung der im Energieausweis 

angegebenen Ergebnisse einschließlich 

der abgegebenen Modernisierungsemp-

fehlungen und, falls dies insbesondere 

aufgrund des Einverständnisses des Ei-

gentümers des Gebäudes möglich ist, In-

augenscheinnahme des Gebäudes zur Prü-

fung der Übereinstimmung zwischen dem 

im Energieausweis angegebenen Spezi-

fikationen mit dem Gebäude, für das der 

Energieausweis erstellt wurde.

Auswertung der Daten

Die Kontrollstelle kann den nicht personenbe-

zogenen Anteil der Daten, die sie erhoben und 

gespeichert hat (Stichprobenkontrollen) un-

befristet zur Verbesserung und Erfüllung von 

Aufgaben der Energieeinsparung auswerten.

Zur Verbesserung der Energieeinsparung in 

Deutschland werden die nicht personenbezo-

genen Daten, die bei der Stichprobenkontrol-

le erhoben wurden, ausgewertet. Dabei gel-

ten folgende Kennwerte zur Datenerfassung 

einer nicht personenbezogenen Auswertung.

1.	�Art des Energieausweises (Energiebe-

darfs- oder Energieverbrauchsausweis)

2.	�Anlass der Ausstellung des Energieaus-

weises (Ausstellung und Verwendung von 

Energieausweisen)

3.	�Art des Gebäudes (Wohn- oder Nichtwohn-

gebäude, Neubau oder bestehendes Ge-

bäude)

4.	�Gebäudeeigenschaften (energetische 

Qualität der thermischen Hülle, Art der 

heizungs-, kühl- und raumlufttechnischen 

Anlagentechnik sowie der Warmwasser-

versorgung, bei Nichtwohngebäuden auch 

die Art der Nutzung und Zonierung)

5.	�Werte des Endenergiebedarfs oder –ver-

brauchs sowie des Primärenergiebedarfs 

oder –verbrauchs des Gebäudes

6.	�Wesentliche Energieträger für Heizung und 

Warmwasser

7.	Einsatz erneuerbarer Energien, und

8.	�Land und Landkreis der Belegenheit des 

Gebäudes, ohne Angaben des Ortes, der 

Straße und der Hausnummer.

Erfahrungsberichte der Länder

Die Bundesländer sind verpflichtet, der Bun-

desregierung Bericht zu erstatten. Dies be-

deutet, dass die Kontrolle auf Bundesebene 

verschärft wird. Der Bericht der Bundeslän-

der an die Bundesregierung erfolgt erstmals 

zum 1. März 2017, danach alle drei Jahre, 

über die wesentlichen Erfahrungen mit den 

Stichprobenkontrollen.
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Übergangsvorschriften

Die Übergangsvorschriften behandeln zum 

einen allgemeine Übergangsvorschriften, den 

Umgang mit bestehenden Gebäuden, Neue-

rungen im Neubau (2014/2016), aber auch die 

ausstellungsberechtigten Personen von Ener-

gieausweisen und von Inspektionsberichten 

inklusive der geforderten Registriernummer.

Übergangsvorschriften für  
Energieausweise und Aussteller

Energieausweise, die nach Vorgaben der 

EnEV 2004 (und nach älteren Fassungen) 

ausgestellt wurden, sind zehn Jahre gültig. 

Allerdings gilt dies nur für Energieausweise, 

die folgende Punkte beinhalten:

1.	�Sie müssen Angaben zum Endenergiebe-

darf oder -verbrauch enthalten (Berück-

sichtigung von Warmwasserbereitung, 

Kühlung, Beleuchtung). Außerdem müs-

sen die wesentlichen Energieträger für die 

Heizung angegeben sein.

2.	�Sie müssen den Bestimmungen entspre-

chen, die in der EnEV 2007 festgelegt 

wurden.

Alle anderen Energieausweise, die vor 2007 

ausgestellt wurden, haben nach Inkrafttreten 

dieser Verordnung eine Laufzeit von sechs 

Monaten als Übergangsfrist.

Für Energieausweise, die nach 2007 ausge-

stellt worden sind, müssen folgende Punkte in 

den Immobilienanzeigen angegeben werden:

1.	�der Wert des Endenergiebedarfs (bei 

Wohngebäuden)

2.	�der Energieverbrauchskennwert (bei 

Wohngebäuden): Wenn der Energiever-

brauch für Warmwasser nicht enthalten 

ist, wird eine Pauschale von 20 kWh/a und 

Quadratmeter hinzugefügt.

3.	�der Gesamtwert des Endenergiebedarfs 

(bei Nichtwohngebäuden)

4.	�der Heizenergieverbrauchs- und Stromver-

brauchskennwert (bei Nichtwohngebäuden)

Bei Energieausweisen, die nach den Vorga-

ben der EnEV 2007 ausgestellt worden sind 

und die keine Energieeffizienzklasse enthal-

ten, kann diese freiwillig (nach Angabe der 

Anlage 10) angegeben werden.

Für Energieausweise, die vor 2007 ausgestellt 

worden sind, müssen folgende Punkte in den 

Immobilienanzeigen angegeben werden:

1.	�der Wert des Endenergiebedarfs und die 

Art der Beheizung (bei Wohngebäuden)

2.	�der Endenergiebedarf oder Endenergiever-

brauch und die wesentlichen Energieträger 

für die Heizung des Gebäudes
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Bei Energieausweisen, die keine Energieeffizi-

enzklasse enthalten, kann diese freiwillig (nach 

Angabe der Anlage 10) angegeben werden.

Die Modernisierungsempfehlungen nach 

älteren Verordnungen müssen dem Käufer 

oder Mieter zusammen mit dem Energieaus-

weis vorgelegt werden.

Übergangsvorschrift über die  
vorläufige Wahrnehmung von  
Vollzugsaufgaben der Länder durch  
das Deutsche Institut für Bautechnik

Das Institut für Bautechnik soll temporär die 

Aufgaben einer bundesweiten Registrier- und 

Kontrollstelle übernehmen, bis die Länder 

ihre eigenen Regelungen treffen. Das DIBt 

übernimmt dabei nur elektronisch durchführ-

bare Aufgaben.
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Fazit

Durch die Fortschreibung der Energieeinspar-

verordnung ergeben sich ab dem Jahr 2016 

deutliche Verschärfungen für Neubauten. 

Diese neuen Anforderungen sind ein Zwi-

schenschritt auf dem Weg zu dem ab 2021 

für alle Neubauten geforderten Niedrigst-

energiegebäude-Standard. 

Für Bestandsgebäude ändert sich wenig. 

Dort werden weitere Anreize notwendig, um 

die energiepolitischen Ziele der Bundesregie-

rung, nämlich eines nahezu klimaneutralen 

Gebäudebestandes bis zum Jahr 2050, zu er-

reichen. Es ist damit zu rechnen, dass trotz 

der verschärften Kesselaustauschpflicht von 

Ausnahmetatbeständen Gebrauch gemacht 

wird und viele ineffiziente Heizkessel weiter-

betrieben werden.

Der Energieausweise erhält durch deut-

lich schärfere Anforderungen an seine Dar-

stellung, Registrierung, Übergabefristen, 

Veröffentlichungspflichten und gesetzlich 

vorgeschriebene Stichproben bis zur Tiefen-

kontrolle einen viel verbindlicheren Charakter. 

Dies kann auch dazu führen, dass Energie

effizienz bei Wohnungsvermietungen und im 

Immobiliengeschäft wesentlich mehr Auf-

merksamkeit erhält. Dies schafft mehr Trans-

parenz und könnte die erhofften Effekte bei 

Miet- und Kaufinteressenten stärken. 

Die Bedeutung der Energieeffizienz von Ge-

bäuden wächst. Durch die Verweisung auf 

eine neuere Fassung der DIN V 18599 und 

den nun neu enthaltenen Teil 11 – Gebäu-

deautomation erhält die Gebäudetechnik als 

Baustein für Gebäudeeffizienz mehr Gewicht. 

Die Verschärfungen bei den Anforderungen 

für Neubauten erfolgen zeitgleich zur Ab-

senkung des Primärenergiefaktors für den 

Energieträger Strom von 2,4 auf 1,8. Dadurch 

ergeben sich ab Anfang 2016 große Unter-

schiede für elektrische und nichtelektrische 

Wärmebereitstellungssysteme in Neubauten. 
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Anhang 1

Energieausweis für Wohngebäude, Seite 1
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Energieausweis für Wohngebäude, Seite 2
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Energieausweis für Wohngebäude, Seite 3
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Energieausweis für Wohngebäude, Seite 4
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Energieausweis für Wohngebäude, Seite 5



28

Anhang 2

Energieausweis für Nichtwohngebäude, Seite 1



29

Energieausweis für Nichtwohngebäude, Seite 2
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Energieausweis für Nichtwohngebäude, Seite 3
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Energieausweis für Nichtwohngebäude, Seite 4
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Energieausweis für Nichtwohngebäude, Seite 5
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Anhang 3

Aushang Energieausweis auf Grundlage des Energieverbrauchs
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Aushang Energieausweis auf Grundlage des Energiebedarfs
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